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Polizeilicher Umgang mit psychisch 
gestörten Personen

Thomas Feltes und Michael Alex

1	� Einführung

Nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist jeder vierte 
Mensch im Verlauf seines Lebens von psychischen oder neurologischen Beein-
trächtigungen betroffen (WHO 2001), wobei es Hinweise darauf gibt, dass 
dieser Anteil bei Straftätern noch höher ist. In den vergangenen Jahren sind 
auch in Deutschland Polizeibeamte1 bei polizeilichen Einsätzen zunehmend mit 
Situationen konfrontiert worden, in denen psychisch gestörte/kranke Personen 
eine Rolle spielten, wie beispielsweise bei dem Vorfall am „Neptunbrunnen“ 
in Berlin, als eine nackte Person mit einem Messer von einem Polizeibeamten 
erschossen wurde (Diederichs 2015 mit weiteren Beispielen).

Einsätze in Verbindung mit psychisch gestörten Personen sind dabei – ganz 
gleich wann und wo sie sich ereignen – in vielfacher Hinsicht für Polizeibeamte 
besonders, weil sie von den üblichen Situationen abweichen und häufig mit 
dem Einsatz von unmittelbarem Zwang oder sogar mit Schusswaffengebrauch 
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einhergehen. Gleichzeitig sind die Auswirkungen polizeilichen Handelns für die 
Betroffenen erheblich (Wood et al. 2017).

2017 haben Polizeibeamte in Deutschland in insgesamt 75 Fällen von der 
Schusswaffe gegen Personen Gebrauch gemacht, davon in sechs Fällen zur Ver-
hinderung von Verbrechen, in neun Fällen zur Verhinderung einer Flucht – aber in 
60 Fällen in Notwehr/Nothilfe-Situationen und/oder wegen Leibes- und Lebens-
gefahr. 2018 waren es 56 Fälle, in denen geschossen wurde, mit 11 getöteten und 
34 verletzten Personen.

Von den von der Polizei im Einsatz getöteten Personen ist ein großer Teil 
psychisch gestört oder verwirrt gewesen oder befand sich in der konkreten Ein-
satzsituation bedingt durch Alkohol- oder Drogenkonsum nicht in einem Zustand, 
in dem er polizeiliche Anweisungen angemessen wahrnehmen oder darauf 
reagieren konnte. Schätzungen gehen von mehr als der Hälfte der getöteten 
Personen aus (Rückert 2012, Peter & Bednarczyk o. J., Feltes 2017). Dabei 
kommen viele Polizeibeamte nie in die Situation, von der Schusswaffe Gebrauch 
machen zu müssen. Gerade weil diese Situationen so selten sind, ist es für 
Polizeibeamte schwierig, sich dabei angemessen zu verhalten.

Umso wichtiger ist es, dass Polizeibeamte, wenn sie mit solchen Personen 
konfrontiert werden, wissen, wie sie psychische Störungen erkennen und sich 
angemessen verhalten können, um Gefahren für Leib und Leben aller Beteiligten 
zu minimieren. Dabei geht es nicht um das Stellen einer Diagnose, denn selbst 
Psychologen und Psychiatern gelingt es nicht immer, unstrittige psychologische 
Gutachten über Menschen zu erstellen. Vielmehr müssen wir davon ausgehen, 
dass bis zu 50 % oder mehr der Gutachten fehlerhaft sind (vgl. Heinz 1998, 
Sponsel o. J., Alex & Feltes 2011).

Es geht aber darum, dass Menschen mit psychischen Problemen oftmals 
stigmatisiert oder diskriminiert werden, und zwar meist aufgrund von Unsicher-
heit und Unwissenheit. Unser Umgang mit Behinderungen generell, und mit 
psychischen Behinderungen und Störungen im Besonderen ist oftmals weder der 
Problematik, noch dem betroffenen Individuum gegenüber angemessen. Hinzu 
kommt, dass die Problematik oftmals falsch eingeschätzt wird und eine von der 
Person ausgehende Gefahr angenommen wird, wo möglicherweise lediglich eine 
Unsicherheit oder Verunsicherung besteht.

Handreichungen für Polizeibeamte zu diesem Thema gibt es zwar durchaus, 
sie beschränken sich aber entweder auf die rechtlichen Aspekte (Schönstedt 2016) 
oder können aus anderen Gründen die Problematik nicht angemessen vertiefen 
(Füllgrabe 2019, Krauthan 2013, Porsch & Werdes 2016). In jedem Fall sind 
auch die ebenfalls häufig dargestellten kommunikativen Fähigkeiten von Polizei-
beamten und deren Schulung wichtig (Hücker 2016).



281Polizeilicher Umgang mit psychisch gestörten Personen

Fest steht, dass der Umgang mit psychisch Gestörten zumeist unter anderem 
durch selbstbewusste Kommunikation gewaltfrei gestaltet werden kann, worauf 
Füllgrabe (2019, S. 61 m. w. N.) deutlich hinweist, wenn er schreibt: „Denn nur 
scheinbar kann es beim Umgang mit psychisch Gestörten zu unprovozierten 
Angriffen kommen. Angriffe dieser Personengruppe sind nämlich nicht zufällig. 
Die Angriffe ergeben sich zumeist aus vorherigen Interaktionen, die Frustrationen 
auslösten“.

Einig ist man sich darüber, dass man die spezifischen Probleme von psychisch 
Gestörten beachten muss. So weist Füllgrabe darauf hin, dass schizophrene 
Menschen oft sensibler auf ihre Umwelt reagieren und z. B. eine Reizüberflutung 
erleben, wenn mehrere Personen auf sie einreden. Sie wünschen darum auch 
eine größere persönliche Distanz als andere Menschen, und deshalb reagieren 
sie negativ oder aggressiv, wenn man ihnen zu nahe kommt. Psychisch Gestörte 
sehen die Dinge oft anders als andere Menschen, weil sie sich eher bedroht oder 
verfolgt fühlen. Deshalb ist es wichtig, dass man ihnen verbal und nonverbal 
signalisiert, dass sie keine Angst zu haben brauchen, dass man ihnen helfen wird, 
ihr Problem zu lösen.

Füllgrabe zeigt auch auf, dass das Beherrschen von Kampfsport allein nicht 
immer gegen Angreifer hilft, und dass der Ruf nach mehr Repression durch 
Politik und Gewerkschaften eher wohlfeil ist. Psychologische Faktoren spielen 
bei Konflikten im Polizeialltag eine wichtige, vielleicht sogar die entscheidende 
Rolle, wie ein Projektbericht gezeigt hat (Luff et al. 2018). Hier konnten 
besondere Merkmale der Konfliktinteraktion ebenso herausgearbeitet werden, 
wie Eskalationsverläufe bei Körperverletzungen im Amt analysiert und (de-)
eskalierende Faktoren festgehalten wurden. Die Ergebnisse der Auswertung 
deuten darauf hin, dass es bei gestörten Interaktionsverläufen häufig schon frühe 
Warnzeichen gibt. Werden diese erkannt, kann rechtzeitig gegengesteuert werden. 
Die Autoren der Studie schreiben u. a.: „Verbale Kommunikation ist ein ein-
flussreiches Mittel im Vorfeld gewalttätiger Auseinandersetzungen zwischen 
Polizeibeamten und Bürgern. Sofern es die Situation erlaubt, sollten Maßnahmen 
wiederholt und ausführlich erläutert und unmittelbarer Zwang nicht „voreilig“ 
angekündigt werden. Dies kann zu einer Beruhigung der Lage beitragen, selbst 
dann noch, wenn das polizeiliche Gegenüber bereits fixiert wurde. Ein verfrühtes 
Einsetzen von Gewalt kann die körperliche Auseinandersetzung im weiteren Ver-
lauf jedoch sogar verschärfen“.

Polizeibeamte müssen dann, wenn sie auf psychisch gestörte Menschen 
treffen, eine andere Einsatztaktik anwenden und anders kommunizieren. Das von 
Schönstedt (2016, S. 18) beschriebene ruhige und zielorientierte Verhalten genügt 
nicht, und es reicht auch nicht, die rechtlichen Vorschriften des Polizei- und 
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Gefahrenabwehrrechts und etwaiger PsychKGs zu kennen, denn diese beziehen 
sich im Wesentlichen auf Zwangsmaßnahmen wie die Gewahrsamnahme oder die 
Zuführung.

Vielmehr sind die vorliegenden Hinweise zum Umgang mit und zum 
Erkennen von psychischen Störungen (z. B. von Hermanutz & Hamann 2012) 
wichtig und müssen in der Aus- und Fortbildung von Polizeibeamten berück-
sichtigt werden, denn psychische Gesundheit zu schützen und psychische 
Probleme zu erkennen sind zwei der größten Herausforderungen für alle, die mit 
psychisch gestörten Personen befasst sind – und damit auch und besonders für 
Polizeibeamte.

Es gibt unter Straf- und Untersuchungsgefangenen einen sehr hohen Anteil 
von Menschen mit psychischen Störungen und Krankheiten (Schätzungen zufolge 
rund 30 %). Ursache dafür sind nicht selten Hirnverletzungen, die im Zusammen-
hang mit häuslicher Gewalt entstanden sind. Studien in England haben nach-
gewiesen, dass bei bis zu 65 % der inhaftierten Frauen und auch bei 60 % der 
Männer solche Verletzungen vorliegen. Bei den Frauen sind sie zu über 60 % auf 
häusliche Gewalt zurückzuführen (The Disabilities Trust 2019). Die Forscher 
nennen das eine „stille Epidemie“ und weisen auch darauf hin, dass solche Hirn-
verletzungen (traumatic brain injury) die Wahrscheinlichkeit von gewaltbereitem 
Handeln, psychischen Problemen und Selbstmordversuchen deutlich erhöhen. 
In den USA haben Strafvollzugsanstalten dieses Problem erkannt und spezielle 
Abteilungen für solche Gefangenen eingerichtet, die zwar strafmündig, aber 
dennoch psychisch gestört oder krank sind. Wenn wir diese Annahme auf die 
deutsche Situation übertragen, dann wird deutlich, dass es auch wahrscheinlich 
ist, dass bei der Mehrzahl der von der Polizei wegen einer Straftat verhafteten 
Personen eine psychische Störung vorliegt.

Wissen ist aber nicht gleich Handeln. Sehr oft müssen Polizeibeamte in 
kritischen Situationen sehr schnell reagieren und wichtige Entscheidungen 
treffen, die ggf. auch Auswirkungen auf Leib und Leben Beteiligter und 
Unbeteiligter haben. An anderer Stelle hat sich einer der Autoren mit „schnellem 
und langsamen Denken“ im Polizeiberuf beschäftigt und die Risiken und Neben-
wirkungen dargestellt (Feltes & Jordan 2017).

Psychisch gesunde Menschen sind, von Ausnahmesituationen wie schwerem 
Drogen- oder Alkoholmissbrauch abgesehen, in der Lage, auf eine Art und 
Weise zu denken, fühlen und handeln, die es ihnen möglich macht, das Leben 
zu meistern. Menschen mit psychischen Störungen haben jedoch oft Schwierig-
keiten, mit anderen Menschen konstruktiv zu interagieren. Psychische 
Probleme können dazu beitragen, den Einsatz für prosoziale Aktivitäten zu ver-
ringern, wodurch die Gefahr delinquenten Verhaltens wächst. Vor allem aber 
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kommunizieren sie oftmals anders als psychisch gesunde Menschen, d. h. sie 
nehmen verbale und nonverbale Botschaften und Signale anders, manchmal sogar 
total entgegengesetzt wahr als psychisch gesunde Menschen. Daher sind die 
üblichen (und aus der Erfahrung heraus gewonnenen) polizeilichen Hinweise und 
Maßnahmen oftmals für die Betroffenen unverständlich und werden im Extrem-
fall als konkrete Bedrohung empfunden.

Psychisch gestörte Personen nehmen verbale und vor allem auch nonverbale 
Signale anders und häufig als Bedrohung wahr. Dies haben die Situation am 
Neptunbrunnen in Berlin im Jahr 2013 sowie der Messerangriff im Jahr 2017 in 
Berlin (Hohenschönhausen) gezeigt.

„Polizisten haben am Dienstagabend einen Mann in Hohenschönhausen erschossen. 
Der Mann habe die Polizisten bei einem Einsatz mit einem Messer angegriffen, …. 
Zunächst habe der 25-Jährige selbst die Feuerwehr gerufen und mit Suizid gedroht. 
Die Einsatzkräfte seien daraufhin zu dessen Wohnung … nahe der S-Bahnstation 
Wartenberg gefahren. Dort habe der offenbar Geistig-Verwirrte durch die 
geschlossene Wohnungstür nicht nur mit Selbstmord gedroht, sondern auch damit, 
auf die Feuerwehrleute zu schießen, …. Gegen 16.30 Uhr riefen die Feuerwehr-
leute daher die Polizei um Hilfe. Die Beamten hätten zunächst versucht, mit dem 
Mann durch die geschlossene Wohnungstür zu sprechen…. Deswegen entschlossen 
sich die Polizisten zum gewaltsamen Öffnen der Wohnungstür. Nachdem die Tür 
offenstand, ging der Mann laut Sprecher mit einem Messer auf die Einsatzkräfte los. 
Daraufhin fielen die Schüsse“ (Berliner Zeitung 2017).

2	� Symptome

Es gibt viele verschiedene Typen von psychischen Gesundheitsstörungen mit 
einer weiten Spanne von Symptomen. Manche Menschen leiden unter mehr als 
einem einzigen psychischen Problem und einige Symptome sind auf mehr als 
eine Ursache zurückzuführen. Die Anzeichen für psychische Störungen können 
auch Reaktionen auf die aktuelle Lebenssituation sein, etwa im Gefängnis oder 
im Polizeigewahrsam. Fallen derartige Anzeichen während der Inhaftierung 
oder im Gewahrsam auf, dann bedeutet das nicht unbedingt, dass ein spezi-
fisches psychisches Problem vorliegt oder medizinische oder klinische Hilfe 
oder Behandlung erforderlich wären. Dennoch sollten solche Symptome genau 
beobachtet werden, d. h. Personen, die beispielsweise im Polizeigewahrsam sind 
und eines oder mehrere der unten genannten Symptome zeigen, sollten genauer 
beobachtet werden. Denn auch geringfügige Anzeichen psychischer Störungen 
können ein Hinweis auf Suizidgefährdung sein oder sich zu ernsthafteren, 



284 T. Feltes und M. Alex

längerfristigen Störungen entwickeln. Daher sollten entsprechende Beobachtungen 
auch in das Haftprotokoll oder ggf. die Strafanzeige aufgenommen werden.

Es ist häufig nicht einfach, psychische Störungen sofort zu erkennen. Einer-
seits handelt es sich oft um mehr oder weniger ausgeprägte Spielarten von Ver-
haltensweisen, die in geringerer Ausprägung im Alltag nicht selten sind und 
eher als „Marotten“ des Einzelnen wahrgenommen werden, andererseits gibt es 
situative Verstimmungen, die keinen Rückschluss auf eine psychische Störung 
zulassen, so etwa Traurigkeit nach dem Tod eines Angehörigen. Auch finden wir 
bei bestimmten Menschen häufig ein erheblich übersteigertes Selbstwertgefühl, 
manipulatives Verhalten, Impulsivität oder auffällige Extravertiertheit, wodurch 
der berufliche Erfolg gerade erst gefördert wird. Insofern sind die folgenden 
Symptome nur ein Indiz dafür, dass eine psychische Störung vorliegen könnte. 
Zu nennen sind hier folgende Stichworte: Suizidversuch, Selbstverletzung, 
wirres Denken und Sprechen, extreme Stimmungsschwankungen, plötzlicher 
Stimmungs- oder Verhaltenswandel, irritierendes, wechselhaftes, impulsives 
oder aggressives Verhalten, Apathie, (objektiv unbegründete) Furcht und Ängste 
(artikuliert oder nicht-artikuliert).

3	� Gefahren

Insbesondere bei sozialen Ängsten kann es zu plötzlichen Aggressionshandlungen 
kommen, wenn das Gefühl der Bedrohung durch andere sehr intensiv wird und 
die Vermeidungsstrategien nicht für erfolgversprechend gehalten werden, um der 
vermeintlichen Bedrohung noch ausweichen zu können. Auch im Rahmen solcher 
Störungen auftretende Panikreaktionen und entsprechende Handlungen sind zu 
beachten. Das zeigt folgendes Beispiel:

„Am Dienstag starb nun ein Patient in einer Psychiatrie in Hamburg Harburg…. 
Wie die Polizei mitteilte und ein Sprecher des Klinikkonzerns Asklepios bestätigte, 
war der 57-Jährige am Sonntag in die Psychiatrie eingeliefert worden. Am 
Montag sollte er einem Richter vorgeführt werden, der entscheiden sollte, ob der 
psychisch auffällige Mann weiter in der Klinik bleiben müsse. Dagegen wehrte 
sich der Betroffene. Er verbarrikadierte sich in einem Zimmer der Psychiatrie, wo 
er randalierte und Fußleisten abriss. … Die Mitarbeiter*innen der Klinik riefen die 
Polizei, die sich Zutritt zu dem Zimmer verschaffte und den Mann unter Einsatz von 
Pfefferspray zu Boden brachte. Die Krankenhausmitarbeiter*innen spritzten ihm ein 
Beruhigungsmittel, das aber nicht sofort wirkte. Der Patient wehrte sich weiter, die 
Beamt*innen fixierten ihn auf dem Boden. Daraufhin verlor er das Bewusstsein und 
starb.“ (Quelle: taz 2018).
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Eine posttraumatische Belastungsstörung (schwerwiegende Störung nach 
einem traumatischen Ereignis) kann Monate oder Jahre später auftreten, oft 
ausgelöst durch lebhafte Flashbacks und Albträume. Die Betroffenen werden 
immer ängstlicher, können nicht mehr denken, werden aggressiv oder ziehen 
sich komplett zurück. Es besteht die Gefahr von „flashbacks“ und damit einher-
gehender Verkennung der realen Situation. Spezifische Reize (z. B. Knallkörper, 
Flugzeuggeräusche bei Kriegstraumatisierten) können Auslöser und Ver-
stärker für unerwartete Verhaltensweisen sein. Personen, die im Alltag „normal“ 
funktionieren, können ohne erkennbaren Anlass übermäßige Schreckhaftigkeit, 
Reizbarkeit und Wutausbrüche entwickeln (Meltzer 2015, S. 7, Latscha 2005).

Das Risiko, eine Gewalttat zu begehen, ist bei Schizophrenie-Betroffenen 
ebenso hoch wie das Risiko, sich selbst zu töten. Das Risiko soll in den letzten 
Jahren sogar angestiegen sein (Fazel et al. 2014). Die Krankheit kann mit Wahn-
vorstellungen einhergehen, die Betroffenen fühlen sich dann von anderen bedroht 
und greifen an, um sich selbst zu schützen. Aber es ist wahrscheinlicher, dass sie 
selbst zum Opfer von Gewalttaten werden. Und: Es ist immer noch so, dass die 
meisten Menschen mit einer Schizophrenie – trotz des erhöhten Risikos – nie 
gewalttätig werden. Wenn zehn Prozent aller schizophrenen Männer gewalttätig 
werden, dann heißt das auch: 90 % werden es nicht. Die generelle Aussage, dass 
psychisch gestörte oder erkrankte Menschen ein erhöhtes Risiko für Kriminali-
tät und besonders aggressives Verhalten aufweisen (Schönstedt 2016, S. 17), trifft 
neueren Erkenntnissen zufolge nicht zu (Meltzer 2015). Hermanutz & Hamann 
(2012, S. 237 f.) weisen zudem darauf hin, dass es sich bei Taten von psychisch 
Kranken vorwiegend um Kleinkriminalität handelt und dass an Schizophrenie 
Erkrankte gut behandelt werden können und diese Behandlung wirksamen Schutz 
gegen Gewalttätigkeit bietet. Zudem spielen eine Vielzahl anderer Variablen 
(Verfügbarkeit von Waffen, Substanzmissbrauch, aggressives Umfeld) eine 
wichtig(er)e Rolle.

Patienten mit einer Borderline-Störung betonen oft, dass sie vor nichts und 
niemandem Angst haben. Und trotzdem ist hinter der scheinbar unverletzlichen 
Fassade, die so abweisend wirken kann, fast immer sehr viel Angst zu spüren: 
eine sehr bedrohliche Form der Angst, die gerade vor anderen nicht zugegeben 
wird, weil der Patient sich dadurch als verletzlich zeigen, als angreifbar erleben 
würde (Dulz & Schneider 1999, S. 11 f.). Dies kann zu erhöhter Suizidgefahr bei-
tragen, aber auch zu antisozialem Verhalten und heftigen Impulsdurchbrüchen 
bei Widerstand gegen die eigenen Vorstellungen oder Beziehungsabbrüchen. 
Während manischer oder hypomanischer Episoden besteht die Gefahr von 
unerwarteten Handlungen oder Aggression.
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Der Konsum von Tabletten, Alkohol oder anderen Drogen kann – je nach 
Konstellation – von euphorischen Gefühlen über Wahnvorstellungen bis hin zu 
massiver Aggressivität ein breites Spektrum von Reaktionen zur Folge haben. 
Bei Drogenabhängigkeit kommen unter Umständen Entzugserscheinungen 
mit schwer vorhersehbaren Verhaltensweisen hinzu. Zu beachten ist auch die 
Möglichkeit einer substanzinduzierten Psychose und dem damit einhergehenden 
Verlust des Bezugs zur Realität. Bei unangemessenem Umgang mit den Auf-
fälligkeiten besteht die Gefahr, dass Angst oder Wut gesteigert werden bis hin 
zum gänzlichen Kontrollverlust und entsprechenden Risiken für Selbst- oder 
Fremdverletzung. Wird darauf mit Gewalt reagiert, kann dies zum Tode des 
Betroffenen führen.

4	� Ursachen psychischer Störungen und 
Handlungshinweise

Schlechte psychische Gesundheit geht oft einher mit Armut, Arbeitslosigkeit, 
Gewalterfahrung, Diskriminierung, Stress, Einsamkeit, Substanzabhängigkeit 
und schlechter körperlicher Verfassung. Widrige Lebensumstände tragen sowohl 
zu Delinquenz als auch zu psychischen Störungen bei. Im Allgemeinen kann 
davon ausgegangen werden, dass Menschen mit psychischen Störungen vor der 
Konfrontation mit der Polizei entweder keine Behandlung erfahren haben, die 
Behandlung abgebrochen haben oder eine Behandlung lange zurückliegt. So 
haben beispielsweise bis zu 85 % der Menschen mit psychischen Störungen in 
Ländern mit niedrigem oder mittlerem Einkommen und bis zu 50 % in Ländern 
mit hohem Einkommen in ihrer Gemeinde keine Behandlung erfahren (WHO 
2013). In Fällen, in denen die Personen im Kontakt mit der Polizei oder beispiels-
weise im Polizeigewahrsam darauf hinweisen, dass sie in psychologischer oder 
psychiatrischer Behandlung sind, sind diese Hinweise immer ernst zu nehmen. Es 
sollte sofort Kontakt mit Psychologen oder Ärzten aufgenommen werden.

Straftäter mit psychischen Störungen werden häufiger inhaftiert. Einige 
von ihnen begehen Straftaten infolge ihrer Störung. Sie werden häufiger fest-
genommen und zu Gefängnisstrafen verurteilt, weil Vorurteile im Justizsystem 
überwiegen. Solche Personen sind genauso fair und gerecht zu behandeln wie 
andere Personen – auch, wenn sie ggf. verbal oder nonverbal attackieren oder 
der Umgang mit diesen Personen anspruchsvoller ist als sonst. Diese Menschen 
sind krank und brauchen Hilfe. In Fällen, in denen die Person auf Aufforderungen 
mit Wutausbrüchen oder Aggressivität reagiert, ist davon auszugehen, dass der 
Betroffene den Polizeieinsatz als lebensbedrohliche Situation erlebt und deshalb 



287Polizeilicher Umgang mit psychisch gestörten Personen

sollte umgehend psychologische oder psychiatrische Unterstützung angefordert 
werden.

Psychische Störungen können ausgelöst werden durch plötzliche oder bedeut-
same Veränderungen der Lebensumstände. Das können Verhaftungen, Ver-
urteilungen, das Ergebnis von Gerichtsverhandlungen, das Auseinanderbrechen 
der Familie oder der Tod eines Familienmitglieds sein, aber bspw. auch ein 
schwerer Verkehrsunfall. Es ist wichtig, in solchen Situationen immer genau hin-
zusehen und bei auffälligem Verhalten entweder sofort selbst tätig zu werden oder 
professionelle Hilfe hinzuziehen.

Vielfältige häusliche Gewalt und sexueller Missbrauch sind Erfahrungen, 
die viele Frauen gemacht haben, wie weltweit in Studien dokumentiert ist. Ent-
sprechend haben Frauen einen größeren Bedarf an Maßnahmen zur Förderung 
der psychischen Gesundheit als Männer, weil sie häufig häusliche Gewalt sowie 
körperliche und sexuelle Misshandlung ertragen mussten und – wie oben dar-
gestellt – davon (auch unerkannte) Hirnverletzungen herrühren können, die 
wiederum die Wahrscheinlichkeit von aggressivem Verhalten (und damit auch 
unerwarteten Widerstandshandlungen ebenso wie von Selbstmordversuchen) 
deutlich erhöhen. Außerdem kann die Situation für Frauen, die in Gewahrsam 
oder Haft genommen werden, auch deshalb besonders bedrohlich sein, weil 
die Trennung von ihren Kindern sowie dem Rest der Familie schwerwiegende 
negative Folgen für ihr psychisches Wohlbefinden haben kann (UNODC 2014).

Die Wahrscheinlichkeit von HIV-Infektionen ist bei Gefangenen fünfmal 
so hoch wie in der Gesamtbevölkerung, und Studien haben aufgezeigt, dass der 
Anteil von psychischen Störungen bei dieser Gruppe besonders hoch ist. Es 
gibt bei ihnen auch höhere Raten von Drogenkonsum, Ängstlichkeit und post-
traumatischen Belastungsstörungen. Die Kombination von Drogenkonsum und 
psychischen Störungen verstärkt die Auffälligkeit und oftmals auch den Wider-
stand gegenüber polizeilichen Handlungen und Anweisungen und ist im Ein-
satzalltag eine besondere Herausforderung für Polizeibeamte. Bei Einsätzen 
in Verbindung mit Drogenabhängigen sollte neben der besonderen Achtsam-
keit in Bezug auf eine Infektion auch darauf geachtet werden, ob die Person 
über typische, drogenbedingte Auffälligkeiten hinaus weitere psychische Auf-
fälligkeiten zeigt. In diesen Fällen sollte dann der psychologisch-psychiatrische 
Dienst eingeschaltet werden, wenn eine Inhaftierung notwendig erscheint. Bei-
spiel: Während eines Einsatzes gegen mutmaßliche Drogenhändler schießt 
eine Beamtin auf einen in einem Pkw sitzenden Mann. Das Opfer, ein ver-
deckter Ermittler, stirbt im Krankenhaus (taz o. J.). Personen, die offensicht-
lich Drogen konsumiert haben, kommen Anweisungen nicht nach oder nehmen 
sie anders wahr, als man es gewohnt ist. Hier geht es darum, die Selbst- und 
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Fremdgefährdung durch solche Personen zu verhindern und diese Personen nicht 
unnötig zu bedrängen. Hilfe z. B. durch besondere Einsatzkräfte, Informieren 
der Leitstelle und unerfahrene Kollegen davon abhalten, eine „schnelle 
Lösung“ (z. B. durch Verhaftung oder Fixierung) herbeizuführen, sind weitere 
Maßnahmen. Die Situation kann sonst leicht eskalieren. Pfefferspray und Reiz-
gas wirken bei diesen Personen nicht oder anders. Sie können dadurch besonders 
aggressiv werden und unvorhergesehene Handlungen vornehmen.

Probleme beim Umgang mit psychisch gestörten Personen
Einige Situationen, in denen Polizisten mit psychischen Störungen konfrontiert 
werden können, werden im Folgenden beschrieben. Damit soll deutlich gemacht 
werden, wie wichtig ein der Situation angepasstes Verhalten dabei ist. Derartige 
Beispiele eignen sich gut für einsatznachbereitende Fallbesprechungen und 
helfen dabei, Beamte für derartige Situationen besonders zu sensibilisieren und so 
sowohl die Zielperson als auch unbeteiligte Dritte und vor allem auch sich selbst 
vor körperlichen und seelischen Schäden zu bewahren.

Bei Verhaftungen entstehen besonders häufig Probleme. Beispiel: Streifenbe-
amte bemerken eine Person, bei der der Verdacht besteht, dass sie eine Straftat 
(z. B. einen Diebstahl) oder eine Ordnungswidrigkeit begangen hat. Gleichzeitig 
stellen sie fest, dass die Person ungewöhnliches Verhalten zeigt (Verwirrt-
heit, Desorientierung, verwaschene Sprache, merkwürdiges Fluchtverhalten). 
Folgender Fall ereignete sich 2015 in Memmingen (Peter & Bednarzczyk o. J.): 
Sechs Polizisten wollen einen mit Haftbefehl gesuchten Mann auf offener Straße 
festnehmen und setzen Pfefferspray ein. Dieser zieht daraufhin ein Messer 
und wird erschossen. In solchen Fällen muss damit gerechnet werden, dass die 
Person entsprechende Aufforderungen (z. B. stehen zu bleiben) entweder nicht 
oder falsch wahrnimmt. Auch eine überstürzte, unreflektierte Flucht (z. B. über 
eine befahrene Straße) ist möglich. Im Zweifel sollten hier uniformierte Kräfte 
zurückgezogen werden, um die Situation vorübergehend zu deeskalieren und 
gleichzeitig Zivilkräfte heranzuführen, die den weiteren Ablauf beobachten, und 
ggf. sichernd begleiten. Ganz besonders ist in diesen Situationen der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Dies gilt beispielsweise auch für 
Verfolgungsfahrten im innerstädtischen Bereich (Feltes 2011) sowie für die 
Schussabgabe auf Fahrzeuge oder wenn unbeteiligte Personen in der Nähe sind.

Psychisch auffällige Menschen leiden oft unter einer Realitätsverschiebung 
und psychotischer Angst. „Deshalb meinen sie, sich bewaffnen zu müssen, um 
wehrhaft zu sein … Sie greifen vorrangig zu Messern, aber auch Äxten, Schuss-
waffen“ (Meltzer 2015, S. 7). Polizeibeamte erleben solche Menschen als 
besondere Bedrohung, weil sie ihr Verhalten nicht einschätzen können. Hinzu 
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kommt, dass Selbstkontrollmechanismen bei psychisch Gestörten schnell über-
fordert sind, wenn zum Stress weitere Faktoren (wie enge Räume) hinzukommen. 
Polizeibeamte werden dann als akute Gefahr wahrgenommen. Die Reizüber-
flutung kann die Person dann nicht mehr rational beherrschen.

Die betreffende Person „kann“ oft die Waffe gar nicht fallen lassen (auch 
wenn sie dazu aufgefordert wird), weil sie sich unbewusst und intuitiv daran fest-
hält und die Muskulatur stark verkrampft ist. Die wichtigste Regel (auch) zur 
Eigensicherung lautet: „Distanz, Distanz und nochmals Distanz“ (Meltzer 2015). 
Psychisch auffällige Personen sind zudem oft schmerzunempfindlich, sodass 
Pfefferspray nicht wirkt. Hinzu kommt die Gefahr des lagebedingten Erstickungs-
todes (Preus-Wössner 2009) aufgrund der hochgradigen Erregung der Personen. 
Beispiel: Ein Mann ruft die Polizei, da sein unter Verfolgungswahn leidender 
Bruder sich töten will. Der psychisch Kranke sticht auf seinen Bruder ein und 
greift die Polizisten an. Der Einsatz von Pfefferspray bleibt erfolglos. Eine junge 
Beamtin, die von den erfahrenen Kollegen vorgeschickt wird, gibt zwei Schüsse 
ab. Beide Kugeln durchschlagen den Körper des Mannes; ein Geschoss trifft den 
hinter ihm stehenden Bruder im Kopf und tötet ihn. Das Verhalten der Polizei 
im folgenden Fall kann als beispielhaft gelten: „Alarmierte Polizisten sperrten 
zunächst den Bereich rund um die A.straße ab. Verhandler versuchten vergeb-
lich, Kontakt mit dem 66-Jährigen aufzunehmen. Als sie weitere Schüsse aus der 
Wohnung des Mannes hörten, drangen Spezialeinsatzkräfte des Landeskriminal-
amtes sofort in die Wohnung ein“ (Polizei Berlin 2018). In Fällen, in denen es 
vorab Hinweise auf psychische Störungen gibt und auch bei „normalen“ Ver-
haftungen sollte die Polizei – vor allem, wenn es in den Verfahrensakten Hin-
weise auf vorliegende psychische Störungen gibt – angemessen vorgehen, d. h. 
auch hier nicht die Wohnung stürmen.

Ebenso kann es bei Zwangseinweisungen oder Vorführungen zu Problemen 
kommen. Beispiel: Die 53-jährige Andrea H. lebte in einer Einrichtung für 
betreutes Wohnen in Reinickendorf, sie galt als geistig verwirrt. Am 24. August 
2011 sollte sie bei Gericht wegen einer möglichen Zwangseinweisung vorgeführt 
werden. Andrea H. griff zwei Polizisten mit einem Messer an, schloss sich ein, 
sechs Bereitschaftsbeamte rammten die Tür ein. Ein Psychologe wurde nicht 
gerufen. Die Frau ging auf die Polizisten los – und wurde erschossen (Diederichs 
2015, S. 13). Immer, wenn es im Vorfeld eines Einsatzes Hinweise darauf gibt, 
dass dort psychisch gestörte Personen angetroffen werden könnten, sind zum 
einen besondere Vorsichtsmaßnahmen (Selbstschutz) zu ergreifen. Vor allem aber 
sollte möglichst fachkundige Unterstützung durch den sozialpsychologischen 
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Dienst angefordert werden. Generell sollten in solchen Fällen nur erfahrene 
Beamte den Einsatz übernehmen.

Einsätze in Verbindung mit häuslicher Gewalt sind in vielfacher Hinsicht 
problematisch. Beispiel: Polizeibeamte werden von Nachbarn gerufen, weil diese 
einen lauten Familienstreit und Schmerzensschreie einer Frau mitbekommen. 
Die Beamten verschaffen sich Zutritt zu der Wohnung. Offensichtlich sind die 
streitenden Partner schwer alkoholisiert (oder stehen unter Drogeneinfluss). Auf-
grund der unübersichtlichen Situation kommt es zu einem Handgemenge, in 
dessen Verlauf einer der Streitenden nach einem Küchenmesser greift. Generell 
ist bei Einsätzen in Verbindung mit häuslicher Gewalt große Vorsicht geboten. 
In den USA ist es beispielsweise in vielen Städten Vorschrift, dass hier immer 
mindestens vier Polizeibeamte einschreiten.

Einsätze in Kriminalitätsschwerpunkten werden meist nicht in Verbindung mit 
Personen, die unter psychischen Störungen leiden, gebracht. Aktuelle Forschungen 
legen jedoch nahe, dass psychische Störungen häufiger an Kriminalitätsschwer-
punkten, sog. „hot spots“ vorkommen. Es gibt aber nicht nur einen Zusammenhang 
zwischen Raum und Kriminalität, sondern auch zwischen Raum und psychischen 
Störungen. Weisburd et al. (2018) haben festgestellt, dass in Schwerpunktgebieten 
für Gewaltkriminalität der Mittelwert für die Symptomatik Depression um 61 % 
und für PTBS um 85 % höher ist als in „cold spots“. Insgesamt sei anzunehmen, 
dass 14,8 % der Bewohner von Schwerpunktbereichen für Gewaltkriminalität an 
der Schwelle zu einer minderschweren Depression oder der Diagnose einer PTBS 
liegen. Für Bewohner von „cold spots“ gelte dies vergleichsweise lediglich für 
6,5 %. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Bewohner von Schwerpunkten für Gewalt-
kriminalität von psychischen Problemen betroffen sind, ist demnach signifikant 
höher. Die Autoren der Studie betonen deshalb, dass „das ermittelte hohe Niveau 
von psychischen Problemen in Kriminalitätsschwerpunkten darauf hindeutet, wie 
wichtig das Zusammenwirken von Polizei und Fachleuten für psychische Probleme 
in von Gewaltdelinquenz betroffenen Gebieten ist. … Das zeigt die Notwendigkeit 
auf, Schwerpunktbereiche für Gewaltkriminalität zum Ziel psychosozialer Inter-
vention zu machen“ (Weisburd et al. 2018, S. 292 f.).

5	� Zwischenergebnis

Generell sollten Polizeibeamte in Einsatzsituationen immer an die Möglich-
keit denken, dass sie einer psychisch gestörten Person gegenüberstehen. Es 
gibt bestimmte Zeiten oder Situationen, in denen Menschen mit psychischen 
Störungen die Erfahrung machen können, dass sich ihr Zustand verschlechtert 
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bis hin zur Möglichkeit der Selbstverletzung oder eines Suizids. Solche 
Situationen sollten im Auge behalten und notwendige Vorbeugungsmaßnahmen 
getroffen werden. Faktoren, die zu einer Verschlechterung der psychischen 
Bedingungen führen können, sind: Krankheit oder Tod von Familienmitgliedern/
Freunden, Scheidungen und andere familiäre Zusammenbrüche, Drogenent-
zug und Beendigung von Hilfsprogrammen, Haft und Gerichtsverhandlungen, 
Zwangsmaßnahmen oder Gewalterfahrung. Auch wenn das Risiko für psychische 
Störungen insgesamt recht hoch ist, muss die Polizei bei Einsätzen ihr Augen-
merk auf bestimmte Gruppen oder Personen richten, die möglicherweise (aber 
nicht notwendigerweise) ein höheres Risiko tragen. Dazu gehören Frauen, Kinder 
und Jugendliche, Migranten, Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender und 
Intersexuelle (LGBT-Personen), ältere Personen, Menschen mit Behinderungen, 
Obdachlose.

Die Polizei kann eine wesentliche Rolle beim Umgang mit psychischen 
Störungen spielen und das psychische Wohlbefinden im Rahmen der Begegnung 
fördern – oder eben verschlechtern. Durch die Art der Interaktion können der 
Ausbruch psychischer Störungen vermieden, verursacht oder verstärkt werden. 
Ist die Anzahl der Polizeieinsätze für den einzelnen Beamten auch nicht 
kontrollierbar, so kann die Polizei bei der Durchführung von Einsätzen doch viele 
Maßnahmen ergreifen, die der Verstärkung einer psychischen Störung und der 
Verschlechterung des psychischen Zustandes entgegenwirken, ohne dass zusätz-
liche Ressourcen erforderlich wären.

Von Polizeibeamten kann nicht erwartet werden, dass sie die diagnostischen 
Fähigkeiten oder die Herangehensweise von psychiatrisch/psychologisch aus-
gebildeten Fachkräften beherrschen, aber ihre zeitnahen und angemessenen 
Reaktionen sind entscheidend. Frühzeitige Wahrnehmung und Intervention 
können dafür sorgen, dass geringfügige Ursachen sich nicht zu großen Ereig-
nissen entwickeln, sodass Suizid oder Selbstverletzung vermieden werden 
können.

Die Polizei sollte dafür gewappnet sein, Anzeichen für schwerwiegende 
psychische Störungen, die sofortige Aufmerksamkeit fordern, zu erkennen. Solche 
Signale sind: Suizid- oder Selbstverletzungsversuche, aktive Suizidvorbereitung, 
wirres Denken und Sprechen, extreme Hochgefühle und Niedergeschlagenheit, 
plötzliche Stimmungs- und/oder Verhaltensänderung, irritierendes Verhalten.

Wenn Polizeibeamte vor Ort annehmen, ihr Gegenüber leide unter einer 
schwerwiegenden psychischen Störung, die dringend Aufmerksamkeit erfordere, 
sollte sofort professionelle Hilfe angefordert werden, indem man sich mit dem 
vor Ort vorhandenen (sozial)-psychologischen Dienst, einer vor Ort vorhandenen 
psychiatrischen Ambulanz oder einer Tagesklinik in Verbindung setzt. Hilfreich 
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ist, wenn auf der Leitstelle, dem Revier oder der Wache entsprechende Ansprech-
partner und ihre Erreichbarkeiten bekannt sind – und diese Informationen allen 
Beamten zur Verfügung stehen.

Natürlich muss die Polizei immer schützend eingreifen, falls Gefahr für die 
betreffende Person oder andere besteht. Noch mehr als in anderen Fällen, in 
denen man es mit nicht gestörten Personen zu tun hat, sollte aber hier genau über-
legt werden, welche Maßnahmen tatsächlich notwendig und geeignet sind. Vor 
allem muss das Strafverfolgungsinteresse immer dann, wenn es Hinweise darauf 
gibt, dass der Störer oder Tatverdächtige psychisch gestört ist, im Interesse der 
Gesundheit der Betroffenen, aber auch unbeteiligter Dritter, zurückstehen. Es 
ist nützlich und unabdingbar, eine offene und empathische Ansprache mit dem 
betreffenden Menschen zu suchen, um die Beweggründe besser verstehen zu 
können. Allerdings sind hier Uniform und vor allem Waffen meist wenig hilf-
reich. Wenn also ein Beamter in Zivil verfügbar ist, dann sollte er das Gespräch 
suchen. Insgesamt gilt: Ruhe bewahren: langsam und deutlich sprechen, wichtige 
Dinge wiederholen, nicht provozieren lassen; Angst beim Gegenüber reduzieren: 
Drohungen vermeiden, Hilfe anbieten (auch das Angebot, den Betreffenden 
in eine Klinik zu bringen), hohe Anforderungen vermeiden; Wertschätzen des 
Gegenübers: Interesse und Verständnis zeigen, überhebliche, abwertende oder 
bagatellisierende Äußerungen vermeiden; Wünsche und Ängste erfragen: Was 
kann ich für Sie tun? Was möchten Sie auf gar keinen Fall? Lösungen aushandeln 
und Sicherheit schaffen. Keinesfalls sollte Zwang ausgeübt werden, es sei denn, 
dieser ist unbedingt erforderlich, um Verletzungen bei dem Betroffenen oder 
anderen zu verhindern. Bei einer möglichen Schädigung von Eigentum ist im 
Zweifel diese Schädigung hinzunehmen – um Gefahren für Leib und Leben zu 
verhindern.

Die Anwendung von Gewalt muss auf Fälle der Selbstverteidigung, bei ver-
suchter Flucht oder körperlichem Widerstand gegen Anordnungen reduziert 
werden, wobei die angewendete Gewalt gesetzliche Grenzen nicht überschreiten 
darf und immer vor dem Hintergrund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
gesehen werden muss. Eine polizeiliche Maßnahme (nur) deshalb durchzusetzen, 
weil man ansonsten glaubt, die eigene Autorität oder die Autorität der Polizei 
insgesamt werde infrage gestellt, ist unzulässig. Dazu folgende Fallschilderung 
aus einem Interview, das wir vor einigen Jahren mit Polizeibeamten durchgeführt 
haben: „Also, soweit müssen wir ehrlich sein. (…) Wenn jemand ‚Scheißbulle‘ 
oder so was sagt, sind das für mich Beleidigungen, die den ganzen Berufszweig, 
also die Institution Polizei betreffen, nur ‚Kinderficker‘ lasse ich mir vom Bürger 
nicht sagen, also da kriegt er postwendend eine geschmiert. Also, da wollen wir 
jetzt mal faktisch (ehrlich sein), was in Ehrverletzung reingeht, nehme ich so 
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ohne weiteres auch nicht hin. Also, das muss ich ganz ehrlich sagen. Klar, wo 
sich Gewalt vermeiden lässt, aber wenn einer am Ohrfeigenbaum schüttelt…“. 
„Und der Kollege geht dann eher auf unser Gegenüber los als ich.“ „Und der wird 
dann ganz schnell an den Wagen gedrückt.“ „Du lässt meine Kollegin jetzt in 
Ruhe!“ „Was hast du zu meiner Kollegin gerade gesagt? Hast du meine Kollegin 
gerade beleidigt?“ „Also (…) der Beschützerinstinkt.“ „Wenn die Kollegin auf 
irgendeine Art und Weise verbal angegriffen wird, dass der kleine Hengst, der 
dann danebensteht (…) das auch nicht nett findet und dementsprechend anders 
agieren wird, also die da drin zur Räson rufen wird und somit ist schon die erste 
Schwelle da, dass der weitere Verlauf sich wahrscheinlich ein wenig schwierig 
gestaltet“ (Ohlemacher et al. 2008, S. 20 ff., Feltes et al. 2007).

Pfefferspray muss extrem vorsichtig und zurückhaltend eingesetzt werden, 
wenn überhaupt. Pfefferspray kann zum Tod führen, wie viele Beispiele aus 
dem Ausland, und Vorfälle 2018 in Hamburg zeigten: „Es ist der zweite Tote 
nach einem Polizeieinsatz mit Pfefferspray innerhalb von drei Tagen. Bereits am 
Sonntag war bei Hannover ein Mann nach einem Pfeffersprayeinsatz an Herz-
versagen gestorben. Am Dienstag starb nun ein Patient in einer Psychiatrie in 
Hamburg-Harburg, nachdem er von Polizist*innen und Klinikmitarbeiter*innen 
überwältigt worden war. Der Grund ist mutmaßlich ebenfalls Herzversagen. 
… Dass Pfefferspray in Wechselwirkung mit Drogen oder Psychopharmaka 
tödlich sein kann, ist schon lange bekannt. Ein Gutachten des wissenschaft-
lichen Dienstes des Bundestags weist darauf hin, dass „indirekte gesundheit-
liche Gefahren beim Einsatz von Pfefferspray bestehen, insbesondere für solche 
Personen, die unter Drogeneinfluss stehen oder Psychopharmaka eingenommen 
haben“, und nennt auch einige Todesfälle. Experten … warnen außerdem schon 
seit Jahren davor, dass Pfefferspray auch in psychischen Ausnahmesituationen 
tödlich sein kann. Wenn der Körper unter Stress steht, wie beispielsweise bei 
Panikattacken, Psychosen, unter Drogen oder einem Allergieschock, kann das 
Reizgas den Kreislauf zum Erliegen bringen“ (taz 2018).

6	� Fazit: Management und Polizeiführung sind 
gefordert

Einsamkeit und Mangel an geistiger Anregung oder Kommunikation mit 
anderen sind häufige Faktoren, die zu psychischen Erkrankungen beitragen. 
Positive Grundhaltung und Interaktionen sind deshalb wichtig zur Entspannung 
der Situation. Positive Kommunikation hilft auch, Warnsignale und potenzielle 
Auslöser für psychischen Verfall zu erkennen. So können durch gelungene 
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Kommunikation Probleme aufgedeckt werden, mit denen Personen konfrontiert 
sind. Die Möglichkeit, über eine Belastung zu sprechen, reicht häufig aus, 
um Stress abzubauen und Lösungsmöglichkeiten anzunehmen. Hier sind 
Beziehungsaufbau durch positive Körper- und Ansprache, Einbinden in sinn-
volle Kommunikation und Anhören der Probleme und Sorgen des sog. „Gegen-
über“, die Beachtung von Warnsignalen für psychische Erkrankungen, so etwa 
plötzlicher Stimmungs- oder Verhaltenswandel und Information der übrigen 
Kolleginnen und Kollegen in der Aus- und Fortbildung nicht nur zu „unter-
richten“, sondern anhand von konkreten Einsatzsituationen auch einzuüben (Ver-
haltenstraining). Ähnlich wie der Einsatz bei einer Fahrzeugkontrolle konkret 
eingeübt wird, so muss auch das Verhalten beim Verdacht auf eine psychische 
Störung eingeübt werden. Voraussetzung dafür ist aber, dass die Polizeibeamten 
gelernt haben, solche Störungen zu erkennen. Bestimmte, in diesem Beitrag 
näher beschriebene Verhaltensweisen bei dem sog. polizeilichen Gegenüber 
müssen dann sofort Warnmechanismen auslösen. Überkommene und gewohnte 
Handlungsabläufe sind dann sofort und unmittelbar zu hinterfragen und ggf. zu 
stoppen.

Wenn Polizeibeamte die Ursachen und Auswirkungen psychischer Störungen 
erkennen, sind sie besser in der Lage, deren Bedeutung für den anderen zu ver-
stehen. Sorgfältige Beurteilung von Bedürfnissen und Risiken, individualisierte 
Kommunikation, angemessene Risikoeinschätzung und gute Dokumentation 
helfen, die spezifischen Risiken und Auslöser zu verstehen und auf sie ein-
zugehen. So sind Gespräche mit dem Gesundheitsdienst und Fachleuten für 
psychische Probleme über psychische Störungen ebenso sinnvoll wie die 
Beschäftigung mit Fachliteratur zu psychischer Gesundheit. Mit Menschen mit 
psychischen Störungen muss klar und verständlich gesprochen werden, um zu 
verstehen, wie die Situation auf sie wirkt und was zur Verbesserung der Situation 
getan werden kann. Die Einstellung, dass Polizeibeamte nach dem Motto „Ein 
Indianer kennt keinen Schmerz“ mit ihren Problemen allein gelassen werden, ist 
(zum Glück) nur noch selten verbreitet. Inzwischen hat man erkannt, dass die 
(auch psychische) Gesundheit von Polizeibeamten ein entscheidendes Kriterium 
für gute Polizeiarbeit und die Einhaltung der Menschenrechte ist (Feltes & Punch 
2005). Es werden entsprechende Hilfsangebote bereitgestellt, wenn auch nicht 
immer und überall in ausreichendem Umfang und in geeigneter Weise (z. B. auch 
als „Coaching“) (Behr 2013).

Leider wird oftmals erst im Nachhinein erkannt, dass eine der von einer 
polizeilichen Maßnahme betroffene Person psychisch gestört oder krank ist. 
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Hier sollten Polizeiführer darauf hinwirken, dass solche Einsätze ganz besonders 
intensiv aufgearbeitet werden – ohne individuelle Schuldzuweisungen, aber 
auch ohne den Versuch, etwa vorhandenes Fehlverhalten zu vertuschen. Leider 
ist letzteres oftmals ein generelles Problem in Polizeibehörden, wobei hier der 
Strafverfolgungszwang noch eine besondere Rolle spielt: Polizeibeamte, die 
nachträglich ein Fehlverhalten von Kollegen anzeigen, können ggf. wegen Straf-
vereitelung im Amt belangt werden (Feltes 2014). In England wurden nach 
mehreren Jahren fünf Polizeibeamte dafür belangt, dass sie eine psychische 
Erkrankung nicht erkannt hatten und anschließend versucht hatten, dies zu ver-
tuschen (Dood 2019).

Um sicherzustellen, dass die Polizei wirksam auf psychische Störungen 
eingehen kann, muss ein stabiles und konstruktives Arbeitsumfeld gewähr-
leistet sein. Polizeiführung und Politik müssen vor allem dafür sorgen, dass 
klare Strategien, Verfahren und Verantwortungsebenen für den Umgang mit 
psychischen Störungen vorhanden sind. Es muss eine Behördenstruktur bestehen, 
in der die unterschiedlichen Vorstellungen und Bewertungen bezüglich der 
Menschen, mit denen Polizeibeamte konfrontiert sind, sowie die Erfahrungen 
mit psychischen Störungen gebündelt werden können und die geeignet ist, die 
Angehörigen des Polizeidienstes im Umgang mit psychischen Störungen zu 
leiten. Deshalb ist es unverzichtbar, dass jeder Polizeibeamte dazu beiträgt, eine 
Behördenhaltung zu fördern, die dazu befähigt, individuelle Unterschiede wahr-
zunehmen, auf psychische Störungen angemessen zu reagieren und Missbrauch 
von Macht oder Diskriminierung zu verhindern. Das mag eine Herausforderung 
für fest verankerte Überzeugungen und langfristige Haltungen gegenüber 
psychischen Erkrankungen mit sich bringen, wird aber zu einer positiveren 
Dienstausübung beitragen und mehr Sicherheit im Umgang mit der Problematik 
geben.

Die Beamten selbst können körperliche und psychische Probleme bekommen, 
die durch die Polizeiarbeit verursacht oder gesteigert werden. Gründe, die die 
psychische Gesundheit beeinträchtigen können, sind etwa Arbeitsstress, Mangel 
an Familienkontakten, lange Arbeitszeiten, Isolation, gefährliche Arbeits-
bedingungen, Belästigungen und Einschüchterung sowie die Konfrontation mit 
traumatischen Ereignissen wie Suizidversuchen oder Todesfällen im Rahmen 
eines Polizeieinsatzes. Eine Gefahr für die psychische Gesundheit der Beamten 
stellen auch überfüllte Diensträume, unterbesetzte und schlecht ausgestattete 
Behörden dar sowie das Gefühl, von den Kolleginnen und Kollegen nicht wert-
geschätzt oder unterstützt zu werden. Auf der Management-Ebene muss die 
wichtige Rolle der Polizeibeamten vor Ort anerkannt werden, und es müssen 
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Strategien vorhanden sein, die Gesundheit der Bediensteten zu erhalten und zu 
fördern. Maßnahmen, die die Polizeiführung ergreifen kann, sind Beratungen 
der Teams und Förderung von Eigeninitiative, Aktivitäten gegen „Mobbing“, 
gute Führungsqualität und Supervision, gute Arbeitseinteilung und Arbeits-
bedingungen sowie Aufstiegs- und Beförderungschancen.

Fortbildung der Polizeibeamten zum Umgang mit psychischen Problemen 
durch Fachleute sollte ständig angeboten werden und sollte alle Dienstposten 
einschließlich der Leitungsebene einbeziehen. Die Fortbildung sollte die ver-
schiedenen Formen psychischer Störungen, ihre Ursachen und Symptome sowie 
die frühzeitige Wahrnehmung und Interventionsmöglichkeiten umfassen. Die 
Beamten sollten außerdem im Hinblick auf die psychosozialen Bedürfnisse der 
betroffenen Personen und zu Kommunikationsformen fortgebildet werden. Ein 
Fokus sollte dabei auf die Ermutigung zur Förderung der psychischen Gesundheit 
und das Durchbrechen von Stigmata und Diskriminierung im Zusammenhang mit 
psychischen Störungen gelegt werden. Ansätze und Versuche aus dem In- und 
Ausland (vgl. Dawson & Hobson 2019, Hobson et al. 2015) sollten ausgewertet 
und ggf. übertragen werden; ebenso vorhandene Forschungsergebnisse (Wood 
et al. 2017). In Berlin können seit 2015 Beamte freiwillig an einem Situations-
training oder Verhaltenstraining teilnehmen. Es soll Routine und Sicherheit im 
Umgang mit psychisch kranken oder labilen Menschen geben und dazu dienen, 
die Eigensicherung bei solchen Einsätzen zu stärken. Die Teilnehmer analysieren 
ihre Handlungen und die Folgen mit Hilfe von Experten.

Ansätze zum Umgang mit psychischen Störungen sollten gut koordiniert 
werden zwischen verschiedenen Behörden und Einzelpersonen unter Ein-
beziehung gemeinnütziger Einrichtungen. Außerdem sollte eine gute Zusammen-
arbeit mit Gemeindeeinrichtungen, die auf psychische Störungen spezialisiert 
sind, angestrebt werden.

Bei etwa 10 % aller Notrufe in den USA geht es um psychische Probleme, die 
eigentlich von entsprechenden Ärzten oder Psychologen und nicht von der Polizei 
behandelt werden müssten. Da ein hoher Anteil psychisch Kranker nicht in 
Behandlung ist (in den USA geht man von 50 % aus) ist die Polizei entsprechend 
häufig mit Problemen in diesem Kontext befasst, wobei Einsätze in Verbindung 
mit psychisch Kranken etwa doppelt so viel Zeit in Anspruch nehmen wie andere 
Einsätze. Zudem beanspruchen sie 21 % der Zeit von Polizeibeamten (Treatment 
Advocacy Center 2019). Für Deutschland fehlen entsprechende Studien. Es wird 
höchste Zeit, dass sie durchgeführt werden.
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